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Vorwort 

Diese Arbeit wurde im Herbst 1967 abgeschlossen und im Sommerse-
mester 1968 von der Philosophischen Fakultät der Universität Freiburg 
als Dissertation angenommen. Auf Grund der inzwischen verabschiede-
ten Notstandsverfassung wurde es erforderlich,  die sich mi t dieser The-
matik befassenden Passagen der Schrift  für die Drucklegung zu über-
arbeiten. Im übrigen konnte die nach Fertigstellung des Manuskripts er-
schienene Literatur bis November 1968 noch im Anmerkungsteil berück-
sichtigt werden. 

Meinem verstorbenen Lehrer Professor  Arnold Bergstraesser, meinem 
Doktorvater Professor  Dieter Oberndörfer  sowie den Professoren  Horst 
Ehmke, Konrad Hesse und Hans Maier, deren Lehre mein Denken wesent-
lich beeinfiußt hat, sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 

Hamburg, im Apr i l 1969 

Werner  Billing 
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Einleitung 

V o n e inem französischen Pol i t ikwissenschaf t ler u n d hervor ragenden 
Kenne r des deutschen Regierungssystems is t das Bundesverfassungs-
ger icht als die „o r ig ine l l s te u n d interessanteste Ins tanz" 1 i m deutschen 
Verfassungssystem bezeichnet worden. Dieser Ans ich t k a n n zweifel los 
zugest immt werden. D ie Verfassungsger ichtsbarkei t  is t zudem i n der 
Form, w i e sie heute i n der Bundesrepub l i k besteht, e in N o v u m i m deu t -
schen Verfassungsrecht  u n d ha t durch ih re wei t re ichenden F u n k t i o n e n 
i n entscheidendem Maße dazu beigetragen, daß die rechtsprechende Ge-
w a l t z u m ersten M a l i n Deutschland zu e iner echten d r i t t e n Gewa l t ge-
wo rden ist. 

U m so erstaunl icher is t es, daß die Pol i t ikwissenschaf t i n Deutschland 
i m Gegensatz zu der amer ikanischen sich bisher, v o n wen igen Ausnah-
m e n abgesehen2, weder m i t der Ger ichtsbarke i t i m a l lgemeinen noch 
der Verfassungsgerichtsbarkei t  i m besonderen oder bes t immten T e i l -
aspekten dieses Bereichs, v o r a l l em e twa der S te l l ung der Ger ichte 
innerha lb des Regierungssystems 3 , näher beschäft igt hat , sondern i h r 

1 A. Grosser,  Die Bonner Demokratie, Deutschland von draußen gesehen 
(Düsseldorf  1960), S. 115. 

2 Hier ist vor al lem G. Leibholz  zu nennen. Zu seinem umfangreichen 
Schrif t tum zum Thema »Verfassungsgerichtsbarkeit'  vgl. näher die von F. 
Schneider  zusammengestellte Bibliographie seiner Veröffentlichungen  i n der 
Leibholz-Festschrift  (1966), Bd. I I , S. 963 ff.  I n jüngster Zeit hat sich auch H. 
Lauf  er  zu Fragen des Bundesverfassungsgerichts  geäußert; vgl. seine Au f -
sätze: Die freiheitliche Demokratie, Die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Verfassungsgrundsatz  des demokratischen Staates, in : 
Civitas, Bd. 3 (1964), S. 85 ff.;  Typus und Status des Bundesverfassungsgerichts, 
in: Leibholz-Festschrift  (1966), Bd. I I , S. 427 ff.  und neuerdings seine Habi l i ta-
tionsschrift:  Verfassungsgerichtsbarkeit  und politischer Prozeß, Studien zum 
Bundesverfassungsgericht  der Bundesrepublik Deutschland (Tübingen 1968). 
Vgl. jetzt ferner  den von dem zuletzt genannten Werk woh l inspir ierten Au f -
satz von W. S teff  ani:  Verfassungsgerichtsbarkeit  und demokratischer Ent-
scheidungsprozeß, in : Aus Pol i t ik und Zeitgeschichte, Β 21/68, S. 3 ff.  I m Rah-
men von Gesamtdarstellungen des Regierungssystems findet das Bundes-
verfassungsgericht  i n einem selbständigen Kapi te l Berücksichtigung bei Th. 
Eschenburg,  Staat und Gesellschaft i n Deutschland (3. Aufl. = unveränd. 
Nachdr. d. 2. Aufl., München 1965), S. 768 ff.;  Th. Ellwein,  Das Regierungssystem 
der Bundesrepublik Deutschland (2. Aufl., Kö ln und Opladen 1965), S. 390 ff.; 
nicht jedoch bei R. Wildenmann,  Macht und Konsens als Problem der Innen-
und Außenpol i t ik (2. Aufl., Kö ln und Opladen 1967); ebenso nicht i n dem 
sozialkundlichen Werk von D. Ciaessens,  A. Klönne, A. Tschoepe,  Sozialkunde 
der Bundesrepublik Deutschland (2. Aufl., Düsseldorf,  Kö ln 1968). 

8 I n der vorliegenden Arbei t w i r d der Begriff  ,Regierungssystem' i m Sinne 
des angelsächsischen »government' verstanden. Die Verfassungsgerichtsbar-
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Augenmerk vorwiegend dem Parlament, der Regierung, den Parteien 
und Verbänden und den Wahlen zugewandt hat. Auch die Round-Table-
Konferenz der International Political Science Association in Freuden-
stadt 1962, die sich u. a. mit dem Thema „The Political Role of the Courts" 
befaßt hat4, vermochte es offensichtlich  nicht, in dieser Richtung Impulse 
zu geben. Die Behandlung dieses Problemkreises wurde daher in der 
Vergangenheit weitgehend der Staatsrechtslehre überlassen. 

Der Verfasser  dieser Arbeit sah deshalb eine besondere Aufgabe 
darin, mit einer Untersuchung über das Problem der Richterwahl zum 
Bundesverfassungsgericht  einen politikwissenschaftlichen Beitrag zu 
einem Teilaspekt dieses Bereichs zu leisten. Dabei war er aus dem oben 
genannten Grunde gezwungen, sich auf weiten Strecken vorwiegend auf 
staatsrechtliche Literatur zu stützen. Dadurch kann jedoch dieser Arbeit 
der Anspruch, eine politikwissenschaftliche Abhandlung zu sein, nicht 
bestritten werden. Gerade im Bereich der Institutionenlehre und der 
Politischen Theorie sind Politische Wissenschaft und Staatsrechtslehre 
aufeinander angewiesen, bedingen einander und befruchten sich gegen-
seitig. 

Wie in jeder Institution, so sind auch in der Verfassungsgerichtsbar-
keit Organ und Organträger als einander wesentlich zugehörig und da-
her sinnbezogen anzusehen. Der Amtsträger kann somit grundsätzlich 
nicht von jenem losgelöst betrachtet werden. Einerseits erfährt  das Amt 
durch ihn Ausgestaltung und Richtung, andererseits w i rd er durch die-
ses wiederum mitgeformt und mitgeprägt. 

Das Amt bedarf  also des Menschen, um Wirksamkeit erlangen zu 
können5. Es kann noch so vollkommen gestaltet sein, es w i rd die ihm 
zugewiesene Aufgabe und Funktion nicht erfüllen können, wenn der 
Amtsträger den Anforderungen  der Institution und den hinter dieser 
stehenden Prinzipien nicht gerecht wird. Es ist daher von entscheidender 
Bedeutung, daß der für das Amt auszuwählende Organ waiter sowohl von 
seiner Persönlichkeit als auch von seiner fachlichen Qualifikation her 
eine weitgehende Gewähr dafür bietet, daß er künft ighin so handeln 
wird, wie das Amt es erfordert. 

keit, wie überhaupt die gesamte Rechtsprechung, w i r d daher hier m i t der 
gleichen Selbstverständlichkeit i n das Regierungssystem einbezogen, wie dies 
i n der amerikanischen politikwissenschaftlichen L i teratur seit jeher geschieht 
und neuerdings auch für Deutschland von Th. Ellwein (a. a. O.) getan wi rd , bei 
uns jedoch noch nicht als selbstverständlich gelten kann. 

4 Vgl. den Bericht hierüber in : PVS 1963, S. 213 ff. 
5 Vgl. aud i H. Krüger,  Allgemeine Staatslehre (2., durchges. Aufl., Stuttgart 

1966), S. 265, ohne daß hier jedoch die Auffassung  Krügers  über das Verhältnis 
von A m t und Amtsträger, das bei i hm letztl ich zu einer völ l igen Entpersön-
l ichung des Amtsträgers führt  (ebd., S. 265 ff.),  i m einzelnen geteilt w i rd. 
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Um dies zu gewährleisten, müssen die der Institution zugrunde liegen-
den Prinzipien, aus denen bestimmte Kri ter ien für die Verfassung des 
Organs »Verfassungsgericht'  als wesentlich hergeleitet und aufgestellt 
werden, auch für die diese Institution ausfüllenden Organträger maß-
geblich sein. Eine gesetzliche oder verfassungsrechtliche  Garantie der 
Objektivität des richterlichen Verfahrens  sowie der institutionellen Selb-
ständigkeit und Unabhängigkeit, die eine Ausschaltung eines artfrem-
den Einflusses auf die Institution bewirken sollen, kann ihre Wirkung 
einbüßen, kann sogar zu einer gefährlichen, von der Verfassung nicht 
gewollten und der Verfassungsgerichtsbarkeit  wesensfremden Machtent-
faltung sowie einer einseitigem Einfluß unterliegenden Machtverquik-
kung verschiedener staatlicher Institutionen werden, wenn die Richter-
bestellung und die an die Richterpersönlichkeit gestellten Anforderun-
gen nicht den gleichen Zielsetzungen genügen, die zur Aufstellung der 
institutionellen Garantien geführt  haben. Ungewollte Einwirkungen, die 
durch die Vorstellung »Verfassungsgericht 4 ausgeschaltet werden sollen, 
dürfen gerade nicht wieder über den Amtsträger in das Organ Eingang 
finden·. 

Der Wert der Verfassungsgerichtsbarkeit  w i rd damit wesentlich ab-
hängig und bestimmt von der Frage, wie der Gesamtkomplex der Rich-
terbestellung positivrechtlich gestaltet und wie die Auswahl der Ver-
fassungsrichter  in der politischen Praxis gehandhabt wird 7 . Dem Pro-
blem der Bestellung der Verfassungsrichter  kommt daher eine zentrale 
Bedeutung für die Verfassungsgerichtsbarkeit  und als Folge davon zu-
gleich für die gesamte Verfassungsordnung zu. 

Gerade in der Bundesrepublik ist insbesondere die Art  der Bestellung, 
vor allem in den ersten Jahren des Bestehens des Bundesverfassungs-
gerichts, immer wieder Gegenstand der Diskussion in der Fachliteratur 
und — im Zusammenhang mi t der Reformnovelle von 1956 zum Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz  — auch in der Gesetzgebung und in der Öffent-
lichkeit gewesen. Dabei wurde die positivrechtliche Lösung des Grund-
gesetzes und der ausführenden Gesetzgebung ihrem Grundgehalt nach 
einesteils entweder als der Institution nicht entsprechend abgelehnt oder 
doch zumindest für verbesserungsfähig  gehalten8, andernteils als grund-

0 Grundsätzlich dazu aud i H. Krüger, a. a. Ο., S. 265. 
7 Vgl. auch H. Müller,  Die Auswahl der Verfassungsrichter,  öster rZöf fR, 

N. F., Bd. 8 (1957/58), S. 149 ff.  (S. 149); Franz Klein,  in : MaunzfSigloch/Schmidt-
Bleibtreu/Klein,  Bundesverfassungsgerichtsgesetz  m i t Nebengesetzen, Kom-
mentar, Loseblattausgabe (München und Ber l in 1965 ff.),  § 5 Randnr. 2. Ganz 
allgemein zur Bedeutung der Richterbestellung für die Qualität der Recht-
sprechung siehe K . Loewenstein,  Verfassungsrecht  und Verfassungspraxis  der 
Vereinigten Staaten (Berl in 1959), S. 409. 

8 So der überwiegende Tei l der zu Wort gekommenen Stimmen, vgl. u. a. 
H. Ruscheweyh,  Richteranklage und Richterwahl i m Bonner Grundgesetz-
entwurf,  MDR 1949, S. 258 ff.  (S. 261); F. Giese,  in : F. Giese,  W. Kägi,  Richter-

2 BilUng 




